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Das verständlich gefasste Formular-
handbuch
unterstützt Unternehmen, die Geschäftsleitung und Daten-
schutzbeauftragte bei der systematischen Umsetzung der 
DS-GVO durch Formulare, Klausel- und Vertragsmuster 
sowie Checklisten. Es gibt den mit der Datenschutzberatung 
befassten Juristinnen und Juristen sowie Technikerinnen und 
Technikern eine praktische Anleitung an die Hand, wie die 
rechtlichen Anforderungen umgesetzt werden können. Dies 
betrifft den Schutz von Kunden- und Arbeitnehmerdaten 
sowie ebenso die technische Datensicherheit und den orga-
nisatorischen Aufbau.

Die Neuauflage
berücksichtigt die neuesten Entwicklungen in Gesetzgebung 
und Rechtsprechung. Eingearbeitet wurden unter anderem 
das neue EU-U.S. Data Privacy Framework, die Novelle des 
Telekommunikationsgesetzes sowie eine Vielzahl an neuen 
Entscheidungen des EuGH, insbesondere zu den Betroffenen-
rechten und Bußgeldern. Zudem wird die Schnittstelle von 
Datenschutz- und Datenrecht vertieft dargestellt.

Vorteile auf einen Blick

	� Unterstützung bei der Umsetzung der DS-GVO

	� Muster, Formulare und Checklisten zur  
Umsetzung in der Praxis

	� Berücksichtigung betrieblicher Erfordernisse 
und technischer Belange

	� speziell auf Unternehmen, Vereine, Anwalts-
kanzleien und Gesundheitsdienstleister abge-
stimmte Muster

 
Zusammenfassend kann das hier zu rezensierende Werk, wel-
ches nicht nur von juristischen, sondern auch von technischen 
Praktikern verfasst wurde, uneingeschränkt jedem empfohlen 
werden, der zum Datenschutz berät oder aber sich selbst als 
Berater datenschutzkonform verhalten will.

Thorsten Beyerlein, RA, in: Mitteilungen der deutschen Patentanwälte 
6/2022, zur Vorauflage

NVwZ-Editorial Heft 10/2025

 

Hat der Koalitionsvertrag den Klimaschutz vergessen? 
 

Hat der Koalitionsvertrag den Klimaschutz vergessen? Die Präambel legt eine Bejahung der 
Frage nahe, da sie den Begriff nicht nennt. Indes trügt der Eindruck: Der Vertrag verwen- 
det das Wort „Klima“ 80 mal; Klimaschutz, wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit und sozi-
ale Ausgewogenheit sollen zusammen entwickelt werden. Das dürfte ein in der Gesellschaft  

akzeptanzfördernder Ansatz sein. Die übergreifenden klimaschützenden Regel-
werke werden nicht in Frage gestellt: Der Vertrag bekennt sich explizit zu den 
Klimaschutzzielen. Selbst das noch nicht festgelegte EU-Klima-Zwischenziel 
für 2040 (Kommissionsvorschlag - 90 % THG-Emissionen ggü. 1990), wird 
grds. unterstützt (Z. 907 ff.). Das ist nicht nur klimapolitisch gut, sondern auch 
gesamtwirtschaftlich von Vorteil: Unternehmen können weiter vertrauen, dass 
Deutschland den unionsrechtlich gesetzten Rahmen mit einem Emissionshan-
del als neuem Leitinstrument durchführen wird. Die Dekarbonisierung der 
Wirtschaft soll neben Technologieoffenheit gefördert werden; Letzteres muss 
nicht notwendig schädlich fürs Klima sein. 

Die Bundesregierung gewährleistet auch in Teilbereichen Investitions-, Planungs- und Rechts-
sicherheit durch Beibehaltung des geltenden Rechts: Zwar soll das „Heizungsgesetz“ abge-
schafft werden (Z. 754): Gemeint ist wohl § 71 GEG, da das GEG insgesamt nicht in Frage 
gestellt wird (Z. 754 ff.). Hinsichtlich des Ausbaus der Windenergie an Land wird an den 
Flächenzielen des WindBG festgehalten. Das trägt der Tatsache Rechnung, dass die Länder 
bereits auf gutem Weg sind, die Zwischenziele vor Ende 2027 zu erfüllen (vgl. Schlacke/ 
Plate/Thierjung, NVwZ 2025, 441). Die beabsichtigte Stärkung von Doppel- und Mehrfach-
nutzung von Flächen (Z. 1250) ist ebenfalls zu begrüßen, weil die Flächennutzungskonflikte 
zunehmen. Ein systemdienlicher Ausbau von Solarenergie (Z. 1024) ist allerdings nur gut, 
wenn er nicht gestoppt wird, weil der Netzausbau nicht hinterherkommt.  

Das Planungs- und Genehmigungsrecht soll auch für EE-Anlagen (Z. 970 ff.) weiter beschleu-
nigt werden. Hier ist Vorsicht geboten: Oster- und Sommerpakete 2022, EU-Notfall-VO so-
wie die noch ausstehende Umsetzung der EU-RED III adressieren das Thema bereits. Wichtig 
ist jetzt, den Behörden eine Atempause zu gönnen, die jüngsten Rechtsänderungen zu verar-
beiten.  

Der natürliche Klimaschutz, der auch im Zusammenhang mit der Erfüllung der Ziele der EU-
Wiederherstellungs-VO steht, wird indes unzureichend adressiert. Zwar soll z.B. die Moor-
schutzstrategie des Bundes weiterverfolgt werden (Z. 1242 ff.). Um CO2-Emissionen aus  
trockengelegten Mooren zu verhindern, bedarf es aber nicht nur finanzieller Förderung, son-
dern einer Neujustierung des Planungs- und Zulassungsrechts, vor allem des WHG, um Vor-
haben des natürlichen Klimaschutzes beschleunigt umzusetzen.  

Klima- und Naturschutz wie früher im Umweltministerium zusammenzuführen, birgt die 
Hoffnung, dass Naturschutzbelange – vor allem iSd natürlichen Klimaschutzes – gleichge-
wichtig mit Klimaschutz verfolgt werden. Eine Rückholung der internationalen Klimapolitik 
in das Ministerium muss nicht heißen, dass das Außenministerium keine Klimaaußenpolitik 
mehr betreibt. 

Kurzum: Der Koalitionsvertrag stellt die Weichen für den Klimaschutz nicht neu, sondern 
fährt auf der vorgezeichneten Strecke fort. Erforderliche Innovationen und Kurskorrekturen 
für die Zielerreichung müssen deshalb nicht ausbleiben, denn ein Koalitionsvertrag ist zum 
Glück kein bindendes Gesetz.  

Professor Dr. Sabine Schlacke, Universität Greifswald 




